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Antworten DIE LINKE Berlin auf Ihren Wahlprüfstein 
zur AGH-Wahl 2026  

 

                                                                                                 Berlin, den 1.9.2026 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
vielen Dank, dass Sie mit dem von Ihnen erarbeiteten Wahlprüfstein einen 
wichtigen Beitrag zur politischen Willensbildung in Berlin leisten! 

Im Folgenden finden Sie die Antworten von Die Linke Berlin auf Ihre 
wichtigen Fragen. 

PartMigG 

1. Welche Maßnahmen werden Sie ergreifen, damit die Dienststellen die 
Ziele des PartMigG und insbesondere die Maßnahmen ihrer jeweiligen 
Förderpläne wirksam umsetzen? 

Die Berliner Verwaltung bildet die Vielfalt der Stadt und insbesondere den 
hohen Anteil von Menschen mit Migrationsgeschichte noch immer nicht 
ausreichend ab. Das wollen wir ändern. Wir werden das Partizipationsgesetz 
weiterentwickeln und seine Umsetzung verbindlicher machen. Dazu gehört 
insbesondere eine verbindliche Regelung, nach der Menschen mit 
Migrationsgeschichte bei gleicher Eignung und bestehender 
Unterrepräsentanz eingestellt und befördert werden. 

Die Umsetzung der Förderpläne nach dem Partizipationsgesetz wollen wir 
eng begleiten und systematisch evaluieren. Sie dürfen keine unverbindlichen 
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Absichtserklärungen bleiben, sondern müssen Bestandteil der Personal- und 
Organisationsentwicklung der jeweiligen Dienststellen sein. Dazu gehört 
auch, Einstellungsverfahren und Personalentwicklungsprozesse 
diskriminierungskritisch zu gestalten sowie Diversity-Kompetenz 
systematisch aufzubauen und anzuerkennen. 

Zugleich wollen wir die Beteiligungs- und Kontrollmöglichkeiten stärken. Der 
Landesbeirat für Partizipation soll mehr Befugnisse, Informationsrechte und 
ein Recht auf Einsicht in Verwaltungsunterlagen erhalten. Auch die 
bezirklichen Beiräte wollen wir stärken und behördenübergreifend 
verbindliche Standards für Mitwirkungsprozesse schaffen. 

2. Wie werden Sie die systematische Evaluation und Weiterentwicklung 
des Partizipationsgesetzes strukturell und finanziell absichern? Welche 
Mechanismen sollen bei Nichterreichung der Ziele greifen? 

Wir wollen die Evaluation nicht punktuell, sondern als dauerhafte Aufgabe 
verankern. Das Wahlprogramm sieht ausdrücklich eine enge Begleitung und 
Evaluation der Umsetzung der Förderpläne vor. Gleichzeitig wollen wir 
Antidiskriminierungs- und Teilhabepolitik als ressortübergreifende 
Querschnittsaufgabe behandeln und hierfür in allen Senatsverwaltungen die 
notwendigen personellen und finanziellen Ressourcen bereitstellen. 

Für eine belastbare Evaluation brauchen wir zudem eine bessere 
Datengrundlage. Neben Daten zur Repräsentation von Menschen mit 
Migrationsgeschichte wollen wir Rassismus- und 
Diskriminierungserfahrungen systematisch erfassen und ein standardisiertes 
und transparentes Monitoring etablieren. 

Werden Ziele nicht erreicht und besteht weiterhin Unterrepräsentanz, muss 
dies zu einer verbindlichen Nachsteuerung der jeweiligen Förderpläne sowie 
der Personal- und Organisationsentwicklung führen. Mit der von uns 
vorgesehenen verbindlichen Einstellungs- und Beförderungsregelung soll 
Unterrepräsentanz zudem konkrete Folgen für künftige 
Personalentscheidungen haben. Wir bekennen uns nachdrücklich zu 
unserem Engagement für eine Verbesserung der strukturellen Teilhabe 
unterrepräsentierter Communitys und setzen auf den Schutz, den die 
Antidiskriminierungsgesetze auf staatlicher, europäischer und internationaler 
Ebene bieten. 

3. Werden Sie eine gesetzlich verankerte Vertretung der Beschäftigten mit 
Migrationsgeschichte und/oder Rassismuserfahrung im Öffentlichen 
Dienst in allen Dienststellen mit zielgerichteten Ressourcen und 
Mandatierungen einrichten? 
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Ja. Das Wahlprogramm von Die Linke Berlin trifft hierzu eine ausdrückliche 
Festlegung: Entsprechend den Frauenvertretungen wollen wir Vertretungen 
der Beschäftigten mit Migrationsgeschichte im öffentlichen Dienst schaffen. 
Sie müssen mit den für ihre Aufgaben notwendigen Befugnissen sowie mit 
Personal- und Sachmitteln ausgestattet werden. 

Für uns gehört eine solche Interessenvertretung zu einer wirksamen 
migrationsgesellschaftlichen Öffnung des öffentlichen Dienstes. Sie soll 
nicht nur symbolisch bestehen, sondern in der Lage sein, die Interessen der 
Beschäftigten tatsächlich zu vertreten und die Umsetzung der Ziele des 
Partizipationsgesetzes wirksam zu begleiten. 

LADG 

4. Welche Maßnahmen werden Sie ergreifen, damit die Dienststellen die 
Maßnahmen aus dem Diversity-Landesprogramm 2.0 wirksam umsetzen? 
Welche Mechanismen sollen bei Nichterreichung der Ziele greifen? 

Wir wollen Antidiskriminierung und Diversity als verbindliche 
Querschnittsaufgabe der gesamten Berliner Verwaltung verankern. In allen 
Senatsverwaltungen sollen dafür konkrete Strategien und Maßnahmen mit 
ausreichenden finanziellen und personellen Ressourcen etabliert werden. 
Der gesamte öffentliche Dienst soll diskriminierungskritisch und 
menschenrechtsbasiert aufgestellt und geschult werden. 

Dazu gehören konkrete Organisationsentwicklungsstrategien für 
Einstellungsverfahren, Personalentwicklung und Führung sowie der Erwerb, 
Ausbau und die Anerkennung von Diversity-Kompetenz. Monitoring und 
Datenerhebung zu Diskriminierungs- und Rassismuserfahrungen wollen wir 
standardisieren und dauerhaft absichern. 

Das LADG selbst wollen wir evaluieren, weiterentwickeln und bestehende 
Schutzlücken schließen. Die Ombudsstelle wollen wir personell und in ihrer 
Unabhängigkeit stärken und ihre Befugnisse – unter anderem durch ein 
eigenes Initiativ- und Presserecht – erweitern. 

Werden vereinbarte Diversity-Ziele nicht erreicht, müssen Evaluation und 
Monitoring eine verbindliche fachliche und organisatorische Nachsteuerung 
auslösen. Einen gesonderten Sanktionskatalog speziell für die 
Nichterreichung der Ziele des Diversity-Landesprogramms legt das 
Wahlprogramm allerdings nicht fest. 

5. Werden Sie in den Dienststellen gesetzlich verankerte Diversity-
Beauftragte mit zielgerichteten Ressourcen und Mandatierungen 
einrichten? 
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Wir wollen verbindliche, personell und finanziell ausgestattete 
Antidiskriminierungs- und Diversity-Strukturen in der Berliner Verwaltung. 
Unser Wahlprogramm schreibt allerdings nicht ausdrücklich das konkrete 
Modell einer eigenen gesetzlich verankerten Diversity-Beauftragtenstelle in 
jeder Dienststelle fest. 

Verbindlich vorgesehen ist, dass alle Senatsverwaltungen entsprechende 
Strategien und Maßnahmen entwickeln und dafür finanzielle und personelle 
Ressourcen erhalten. Diversity-Kompetenz soll Bestandteil von 
Einstellungsverfahren, Personalentwicklung und Organisationsentwicklung 
werden. Bei exponierten Funktionen und insbesondere bei 
Ansprechpersonen des Senats soll diskriminierungskritische Expertise 
Voraussetzung sein. 

Im Bildungsbereich gehen wir weiter und wollen ausdrücklich die 
Antidiskriminierungs- und Mobbingbeauftragten sowie entsprechende 
bezirkliche Strukturen stärken. Diese Ansätze wollen wir in eine insgesamt 
verbindliche Antidiskriminierungsarchitektur des Landes einbetten. 

Demokratieförderung 

6. Wie werden Sie Demokratieförderung in Dienststellen bei der 
Einstellung, in der Organisationskultur und im Verwaltungshandeln als 
dauerhafte strukturelle Aufgabe verankern und gegen 
demokratiefeindliche Einstellungen und Vorhaben absichern? 

Demokratieförderung, Antidiskriminierung und der Schutz vor extrem 
rechten und anderen menschenfeindlichen Einstellungen gehören für uns zu 
den dauerhaften Aufgaben des öffentlichen Dienstes. 

Wir wollen insbesondere Beschäftigte im öffentlichen Dienst, in Bildung und 
sozialen Bereichen sowie Sicherheitspersonal, Personal- und Betriebsräte 
verpflichtend zu Diskriminierung, Rassismus und zum Umgang mit extrem 
rechten Ideologien aus- und weiterbilden. Dafür müssen die 
Weiterbildungsangebote öffentlicher und zivilgesellschaftlicher Stellen 
gestärkt und verbindliche Freistellungsmöglichkeiten geschaffen werden. 

Bereits im Bewerbungs- und Ausbildungsprozess wollen wir stärker auf 
Prävention setzen. Gleichzeitig sollen bei konkreten Fällen die vorhandenen 
dienst- und beamtenrechtlichen Möglichkeiten konsequent ausgeschöpft 
und Einzelfälle geprüft werden. Besonderes Augenmerk gilt dabei 
Sicherheitsbehörden, Justiz und Bildungsbereich. Einen pauschalen 
„Verfassungstreuecheck“ für sämtliche Bewerber*innen lehnen wir dagegen 
als unverhältnismäßig ab. 
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Darüber hinaus wollen wir Antifaschismus als Staatsziel in der Berliner 
Verfassung verankern. Die Bekämpfung rassistischer, antisemitischer, 
antifeministischer und anderer menschenfeindlicher Bestrebungen verstehen 
wir damit ausdrücklich auch als staatliche Verantwortung. 

Zivilgesellschaft 

7. Durch welche rechtsverbindlichen Maßnahmen werden Sie 
sicherstellen, dass zivilgesellschaftliche Fach- und 
Communityorganisationen in Gesetzgebungsverfahren, 
Geschäftsprozessen und Gesamtstrategien des Landes Berlin mit ihrer 
Expertise eingebunden werden? 

Politik und Verwaltung sollen nicht über die Menschen, sondern gemeinsam 
mit ihnen gestaltet werden. Deshalb enthält unser Wahlprogramm die klare 
Vorgabe, dass in alle Gesetzesvorhaben sowie landesweit wirkenden 
Strategien und Konzepte die Expertise der Zivilgesellschaft durch 
partizipative Verfahren einzubeziehen ist. 

Insbesondere die Beteiligungsmöglichkeiten von 
Migrant*innenselbstorganisationen und Selbstvertretungen wollen wir in 
Politik, Verwaltung und Wirtschaft ausbauen. Den Landesbeirat für 
Partizipation wollen wir mit zusätzlichen Befugnissen, Informationsrechten 
und einem Recht auf Einsicht in Verwaltungsunterlagen stärken. Seine 
Beschlüsse sollen im Verwaltungshandeln berücksichtigt werden. Auch die 
bezirklichen Beiräte wollen wir stärken und behördenübergreifend 
verbindliche Standards für Mitwirkungsprozesse schaffen. 

Auch bei der Optimierung von Verwaltungs- und Geschäftsprozessen soll die 
Expertise aus Wissenschaft, Praxis und Zivilgesellschaft systematisch 
einbezogen werden. 

Bildung 

8. Welche ressortübergreifende Strategie werden Sie umsetzen, damit 
sich der Anteil junger Berliner*innen mit Migrationsgeschichte in 
Ausbildung und Studium des Öffentlichen Dienstes sowie landeseigener 
Unternehmen stärker widerspiegelt? 

Wir wollen hier an mehreren Stellen gleichzeitig ansetzen. Erstens werden 
wir das Partizipationsgesetz weiterentwickeln und mit einer verbindlichen 
Regelung dafür sorgen, dass Menschen mit Migrationsgeschichte bei 
gleicher Eignung und bestehender Unterrepräsentanz stärker eingestellt und 
befördert werden. 

Zweitens starten wir eine Ausbildungsoffensive im öffentlichen Dienst. Das 
Land Berlin und seine landeseigenen Unternehmen müssen selbst deutlich 
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mehr Ausbildungsplätze anbieten. Mit besserer Berufsorientierung an 
Schulen, leichterem Zugang zu Praktika, passgenauer Vermittlung und 
sogenannten Bildungsketten wollen wir den Übergang von Schule in 
Ausbildung verbessern. 

Drittens wollen wir verbindliche Regelungen für die berufliche Förderung von 
jungen Menschen mit Migrations- und Fluchtgeschichte schaffen. Angebote 
der Berufsorientierung und Jugendberufshilfe sollen interkulturell geöffnet 
und personell sowie sachlich besser ausgestattet werden. 

Mit einem neuen AusbildungsLAB wollen wir darüber hinaus Verwaltung, 
Stadtgesellschaft, öffentliche Unternehmen, Wissenschaft und weitere 
Akteur*innen zusammenbringen, um Zugangsbarrieren abzubauen und eine 
moderne und attraktive Ausbildung im öffentlichen Dienst zu entwickeln. 

Beschwerdestellen 

9. Welche Maßnahmen werden Sie für die Etablierung von unabhängigen, 
niedrigschwelligen, diskriminierungskritischen Beschwerdestellen im 
Öffentlichen Dienst, in Schulen und Gesundheitseinrichtungen ergreifen? 

Wir wollen eine leistungsfähige und unabhängige 
Antidiskriminierungsarchitektur schaffen. 

Für Diskriminierung durch Behörden werden wir die Ombudsstelle des LADG 
in ihrer Unabhängigkeit und personell stärken und ihre Befugnisse 
ausweiten. Eine breit angelegte Informationskampagne soll außerdem dafür 
sorgen, dass mehr Menschen ihre Rechte nach dem LADG und ihre 
Beschwerdemöglichkeiten kennen. 

Für Schulen sieht unser Wahlprogramm ausdrücklich eine unabhängige 
Beschwerdestelle bei der Landesantidiskriminierungsstelle vor. Sie soll 
niedrigschwellig Schüler*innen und Eltern beraten und unterstützen sowie 
über Akteneinsichts- und wirksame Durchgriffsrechte verfügen. Zusätzlich 
wollen wir Antidiskriminierungs- und Beschwerdestrukturen auf der Ebene 
der einzelnen Schulen etablieren und die entsprechenden Beauftragten der 
Bildungsverwaltung stärken.  

Im Gesundheitsbereich wollen wir die bestehenden Fachstellen zur 
Bekämpfung von Diskriminierung dauerhaft und verlässlich absichern. 
Marginalisierte Menschen sollen einen diskriminierungssensiblen Zugang 
zum Gesundheitssystem erhalten und vorgesehen sind außerdem 
Fortbildungen im Gesundheitsbereich gegen rassistische, sexistische, 
antisemitische und ableistische Diskriminierung. Wir wollen die 
landeseigenen Krankenhäuser so umstrukturieren, dass in Planungs- und 
Leitungsgremien unter anderem Patient*innenvertretungen mitentscheiden. 
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Die Rechtsform soll öffentliche Transparenz und demokratische Kontrolle 
gewährleisten. Bei der Weiterentwicklung der Beschwerdestrukturen werden 
wir sicherstellen, dass auch Patient*innen in landeseigenen 
Gesundheitseinrichtungen niedrigschwellige, wirksame und 
diskriminierungskritische Anlaufmöglichkeiten haben. 

Förderstruktur 

10. Welche Maßnahmen werden Sie für eine nachhaltige, verlässliche 
Förderstruktur im Land Berlin im Bereich Demokratie- und 
Antidiskriminierungsarbeit – insbesondere mit Blick auf drohende 
Kürzungen des Europäischen Sozialfonds Plus – ergreifen? 

Demokratie- und Antidiskriminierungsarbeit darf nicht von kurzfristigen 
Förderperioden und unsicheren Projektmitteln abhängig sein. Viele NGOs, 
Migrant*innenselbstorganisationen sowie Projekte für Demokratie, Teilhabe, 
gegen Diskriminierung und gegen die extreme Rechte arbeiten heute unter 
prekären Bedingungen. Genau deshalb wollen wir diese Arbeit langfristig und 
unabhängig von Förderperioden mit einem Landesdemokratiefördergesetz 
absichern. Dabei sollen verbindliche Qualitätskriterien gelten, unter anderem 
hinsichtlich rassismuskritischer, antisemitismuskritischer und intersektionaler 
Arbeit. 

Für Präventions-, Beratungs-, Monitoring-, Dialog- und 
Empowermentstrukturen wollen wir eine verlässliche und auskömmliche 
Förderung anstelle kurzfristiger Projektförderung. Bestehende Fach- und 
Monitoringstellen sollen dauerhaft abgesichert werden. 

Darüber hinaus wollen wir durch einen Pakt mit den sozialen Trägern eine 
langfristige und verlässliche Finanzierung der sozialen Infrastruktur 
erreichen und auch Tarifsteigerungen bei freien Trägern absichern. Damit 
verringern wir bewusst die Abhängigkeit zentraler gesellschaftlicher 
Infrastruktur von einzelnen Förderprogrammen und Förderperioden. Das 
Wahlprogramm benennt allerdings keinen eigenen speziellen Ersatzfonds für 
mögliche Kürzungen des ESF Plus. 

Solidarische Grüße 

Die Linke Berlin 


